
V
erzichten Gläubiger innerhalb 

einer Sanierung unter Insolvenz-

schutz, etwa im Rahmen eines 

Eigenverwaltungsverfahrens, ganz oder 

teilweise auf ihre Forderungen, dann 

erhöht sich das Betriebsvermögen. Die-

ser Gewinn wird in der Regel zunächst 

mit den bestehenden Verlustvorträgen 

verrechnet. Der verbleibende Gewinn 

ist grundsätzlich steuerpflichtig, eine 

Sanierung innerhalb eines Insolvenz-

verfahrens wäre durch diese Steuerlast 

allerdings kaum möglich. Die Finanzver-

waltung hat darauf reagiert und im Wege 
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Keine Steuern auf 
 Sanierungsgewinne

Die Zitterpartie bei der Behandlung von Sanierungsgewinnen ist beendet. Die große 

Unsicherheit, die der BFH mit seinem im Februar 2017 veröffentlichten   Beschluss zur 

Besteuerung von Sanierungsgewinnen geschaffen hatte, hat der  Gesetzgeber nun 

dauerhaft beseitigt. VON ROBERT BUCHALIK

eines bundeseinheitlichen Schreibens 

des Bundesministeriums der  Finanzen 

(BMF) Billigkeitsregelungen getroffen. 

Der sogenannte Sanierungserlass vom 

27. August 2003 war die Rechtsgrund-

lage für steuerliche Begünstigungen von 

Sanierungsgewinnen. 

BFH-Entscheid war existenziell 

 bedrohlich

Diese Praxis wurde zwar immer wieder 

zum Gegenstand gerichtlicher Entschei-

dungen, im Ergebnis ist es aber bei der 

Steuerbefreiung des Sanierungsgewinns 

geblieben. Im Februar 2017 veröffent-

lichte der Große Senat des Bundesfi-

nanzhofes (BFH) einen Beschluss vom 

November 2016, mit dem er die Steuer-

befreiung des Sanierungsgewinns auf 

der Grundlage des Sanierungserlasses – 

mangels Vorbehaltes des Gesetzes – als 

unzulässig angesehen und den Sanie-

rungserlass gekippt hat. Die bis zu 

diesem Beschluss unproblematische 

Einholung von verbindlichen Auskünf-

ten, um sich die Steuerbefreiung des 

Sanierungsgewinns von der zuständigen 

Finanzbehörde bestätigen zu lassen, 

war von diesem Zeitpunkt an nicht mehr 

möglich. Die Entscheidung des BFH 

 wurde von der Sanierungsszene sogar 

für insolvenznahe Betriebe als existen-

ziell bedrohlich angesehen. Dadurch 

konnte eine Vielzahl von Insolvenz-

planverfahren nicht zu Ende gebracht 

werden, weil die Gefahr bestand, dass der 

Sanierungsgewinn einer vollständigen 

Besteuerung unterworfen würde. Das 

hätte in vielen Fällen zur sofortigen 

Folgeinsolvenz geführt.

Gesetzgeber musste nacharbeiten

Der Gesetzgeber beschloss Anfang Juni 

2017 eine entsprechende gesetzliche 

 Regelung. Die Einführung machte er 

 jedoch von der Zustimmung der EU- 

Kom mission abhängig, die eine Un be-

denklichkeit zum europäischen Bei hilfe -

recht untersuchen sollte. Allerdings 

 erteilte Brüssel diese Bestätigung erst 

nach über einem Jahr und auch lediglich 

in Form eines Comfort Letter, und nicht 

wie vom deutschen Gesetzgeber vor-

gesehen in Form eines förmlichen Be-

schlusses. Viele Unternehmenssanierun-

gen waren deshalb trotz der gesetzlichen 

Regelung in einem steuerlichen Schwe-

bezustand. Bedingt durch den Comfort 

Letter musste der Gesetzgeber nachar-

beiten und die Regelung anpassen.

 

Sanierungsgewinn nun steuerfrei

Die Neuregelung geht deutlich über 

den Sanierungserlass von 2003 hinaus. 

Es bleibt bei der Steuerbefreiung der 

Sanierungsgewinne und der Ausrichtung 
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des Anwendungsbereichs auf fortfüh-

rungsorientierte Sanierungen. Das Ge-

setz bezieht sich sowohl auf die Einkom-

mensteuer und Körperschaftsteuer (§ 

3a EstG i.V.m. § 8 KStG) als auch auf die 

 Gewerbesteuer (§ 7GwStG). Die Steuer-

befreiung auf der Grundlage des Sanie-

rungserlasses betrifft dagegen nicht 

die Gewerbesteuer. In der Praxis hatten 

sich die Gemeinden, die für die Erhe-

bung der Gewerbesteuer zuständig sind, 

meist der Entscheidung der Finanzbe-

hörde angeschlossen. In einigen Fällen 

war das aber nicht der Fall, und es 

drohte insoweit eine Besteuerung des 

Sanierungsgewinns. 

Betriebsfinanzamt ist zuständig

Nach der gesetzlichen Neuregelung ist 

nur noch das Betriebsfinanzamt für die 

Steuerbefreiung zuständig. Dort werden 

die Voraussetzungen für alle Steuern 

übergreifend geprüft und bereits bei 

der Steuerveranlagung in dem entspre-

chenden Bescheid berücksichtigt. An-

ders als nach bisheriger Rechtslage 

bedarf es keiner verbindlichen Aus-

kunft der zuständigen Gemeinde mehr. 

Damit ist nicht nur ein Schwebezu-

stand beseitigt, sondern das Verfahren 

auch stark vereinfacht worden. Die ge-

setzliche Neuregelung zur steuerlichen 

Behandlung von Sanierungsgewinnen 

wird auf alle Fälle angewandt, in denen 

der Sanierungsgewinn ab dem 9. Februar 

2017 erzielt wurde (sogenannte Neufälle). 

Entscheidend für die Anwendung der 

Übergangsregelung ist der Tag, an dem 

die Forderungsverzichte wirksam wer-

den. Bei Forderungsverzichten aufgrund 

eines Insolvenzplans ist grundsätzlich 

der Tag der Rechtskraft des Insolvenz-

plans entscheidend. Auf Antrag kann 

die gesetzliche Neuregelung auch auf 

Altfälle angewandt werden, in denen 

der Sanierungsgewinn bis einschließlich 

8. Februar 2017 erzielt wurde. Dies gilt 

allerdings nur unter der Vorausset-

zung, dass die steuerliche Veranlagung 

insoweit noch nicht bestandskräftig 

und die Festsetzungsverjährung noch 

nicht eingetreten ist.

Voraussetzung für den Schuldenerlass

Ein steuerbefreiter Sanierungsgewinn 

liegt vor, wenn die folgenden Voraus-

setzungen gegeben sind:

1.  Sanierungsbedürftigkeit des Unter-

nehmens,

2.  Sanierungsfähigkeit des Unterneh-

mens,

3.  Sanierungseignung des betrieblich 

begründeten Schuldenerlasses und

4.  Sanierungsabsicht der Gläubiger.

Die Voraussetzungen sind für den 

Zeitpunkt des Schuldenerlasses nach-

zuweisen. Die Sanierungsbedürftigkeit 

des Unternehmens folgt im Bereich der 

Eigenverwaltung nach den Regelungen 

der Insolvenzordnung (InsO) bereits aus 

der Tatsache, dass sich das Unterneh-

men in einem eröffneten Insolvenzver-

fahren in Form der Eigenverwaltung 

 befindet. Die Sanierungsfähigkeit ist 

durch ein trag fähiges Sanierungskon-

zept zu belegen. Die Sanierungseignung 

des betrieblich begründeten Schulden-

erlasses folgt  typischerweise ebenfalls 

aus dem Sa nierungskonzept, das eine 

integrierte Unternehmensplanung für 

die Zeit nach Wirksamwerden des In-

solvenzplanes  enthält. Die Sanierungs-

absicht der Gläu biger folgt aus der Tat-

sache, dass bei  einem Insolvenzplan 

kraft Gesetzes die Gläubigergesamt-

heit erfasst ist. 

Verlustvorträge werden verrechnet

Erzielt das Unternehmen einen Sanie-

rungsgewinn, so muss es im Gegenzug 

hinnehmen, dass sowohl laufende Ver-

luste als auch Verlustvorträge aus den 

Vorjahren mit dem Sanierungsgewinn 

verrechnet werden und deshalb nach 

der Erzielung des Sanierungsgewinns 

nicht mehr für die Saldierung mit künf-

tigen Gewinnen zur Verfügung stehen. 

Kosten, die durch die Sanierung veran-

lasst wurden – insbesondere Kosten 

für Sanierungsberater, Sachwalter, Insol-

venzgericht sowie für arbeitsrechtliche 

Personalreduzierungen –, dürfen eben-

falls nicht mit steuerpflichtigen Erträ-

gen saldiert werden. Zu hinterfragen 

ist  jedoch, ob bei den Sanierungskosten 

solche Kosten außer Betracht bleiben 

müssen, die auch bei einer Restruk tu-

rierung ohne Forderungsverzichte ange-

fallen wären, insbesondere Kosten einer 

arbeitsrechtlichen Restruk turierung. 

FAZIT

Nach einer langen Hängepartie hat der 

Gesetzgeber nun die Steuerbefreiung 

des Sanierungsgewinnes festgeschrie-

ben. Dabei geht er deutlich über den 

 Sanierungserlass von 2003 hinaus. Die 

Entscheidung ist eine weitere deutli-

che Er leichterung für Sanierungen in 

Deutschland, insbesondere im Rah-

men von Eigenverwaltungsverfahren. 

Die Chan  cen, das Unternehmen dem 

Unter nehmer auch im Rahmen eines 

Insol venzverfahrens in Eigenverwaltung 

zu  erhalten, erhöhen sich damit signi-

fikant. 

Krise

Es ist nicht nur ein 

Schwebezustand

beseitigt, sondern 

das Verfahren auch 

stark vereinfacht  

worden.
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